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TERMINE 
Gesetzgebungsverfahren und ausgewählte Verordnungen 
 

Gesetze und Verordnungen (laufende Verfahren) 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung 
(Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz – GVWG) 
- zustimmungsfrei -  

 Verschärfung von Mindestmengenregelungen im Krankenhaus, Ausnahmen nur noch im Einvernehmen mit den 
Krankenkassen 

 Stärkung von Qualitätsverträgen zwischen Kassen und Krankenhäusern  
 Neuregelungen zum Pflegebudget, bei der Personalbemessung und den Pflegpersonaluntergrenzen 
 Bereinigung der morbiditätsbedingten Gesamtvergütung aus dem TSVG 
 Folgegutachten Morbi-RSA zu Auslandsversicherten und Krankengeld 
 Ersteinschätzungsverfahren für die ambulante Notfallversorgung im Krankenhaus 
 Einschränkung der Datenerhebung der Krankenkassen bei Arbeitsunfähigkeit 
 Bundesweite Modellvorhaben zur Genomsequenzierung bei seltenen Erkrankungen 

 Ergänzender Bundeszuschuss an den Gesundheitsfonds (7 Mrd. Euro für 2022), kann per Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundestages bis Jahresende erhöht werden 

 Reform der Pflegeversicherung: u. a. Anhebung Beitragssatz SPV Kinderlose, Bund übernimmt 
Rentensicherungsbeiträge für Pflegende, gestaffelte Begrenzung der Eigenanteile für stationär Pflegebedürftige, 
pauschale Beteiligung der GKV an Kosten für medizinische Behandlungspflege 

Nach Verkündung Inkrafttreten 

25.06.2021 2. Durchgang Bundesrat 

11.06.2021 2./3. Lesung Bundestag 

07.06.2021 Anhörung im Gesundheitsausschuss 

12.04.2021  Anhörung im Gesundheitsausschuss 

26.02.2021 1. Lesung Bundestag 

12.02.2021 1. Durchgang Bundesrat 

16.12.2020 Kabinettsbeschluss 

23.10.2020 Referentenentwurf 
 

Gesetz zur Zusammenführung von Krebsregisterdaten 
- zustimmungsfrei - 
 Zusammenführung der klinischen und epidemiologischen Krebsregisterdaten beim Zentrum für 

Krebsregisterdaten (ZfKD) am RKI  
 Veränderte Finanzierungsregelungen für Krankenkassen, Kopplung der Höhe der Krebsregisterfallpauschale an 

tatsächliche Erfüllung von Förderkriterien 
25.06.2021 2. Durchgang Bundesrat  

20.05.2021 2./3. Lesung Bundestag  

03.05.2021 Anhörung im Gesundheitsausschuss 

15.04.2021 1. Lesung Bundestag  
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26.03.2021 1. Durchgang Bundesrat  

10.02.2021 Kabinettsbeschluss 

10.12.2020 Referentenentwurf 
 

Verordnung zur Zulässigkeit von Werbemaßnahmen der Krankenkassen 
(Krankenkassen-Werbemaßnahmen-Verordnung – KKWerbeV) 
 Verbindliche Vorgaben für Werbemaßnahmen der Krankenkassen – Gemeinsame Wettbewerbsgrundsätze der 

Aufsichtsbehörden zu großen Teilen in die Verordnung übernommen 
 Ausgaben der Krankenkasse für Werbemaßnahmen dürfen im Haushaltsjahr 0,15 % der monatlichen 

Bezugsgröße (§ 18 Absatz 1 SGB IV) je Mitglied nicht überschreiten 
Nach Verkündung Inkrafttreten  
02.12.2020 Referentenentwurf 

 

 

Gesetze und Verordnungen -- Corona-Pandemie (laufende Verfahren) 

Verordnung zum Anspruch auf Testung in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 
(Coronavirus-Testverordnung – TestV) - Neufassung 
 Neuregelungen zur Abrechnung und den Betrieb von Bürgertestzentren 
17.06.2021 Inkrafttreten 

09.06.2021 Referentenentwurf 
 

Verordnung zur Verlängerung von Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der pflegerischen Versorgung während der 
durch das Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten Pandemie 
-zustimmungspflichtig -  
 Verlängerung folgender Maßnahmen im SGB XI bis 30.09.2021: 

− Möglichkeit der Pflegebegutachtung auf Grundlage strukturierter telefonischer oder digitaler Befragung  
− Telefonische, digitale oder Video-Pflegeberatung  
− Kostenerstattung von pandemiebedingten Mehrausgaben und Mindereinnahmen für nach Landesrecht 

anerkannte Angebote zur Unterstützung im Alltag  
− Sonderregelung zum Pflegeunterstützungsgeld wird bis 31.12.2021 verlängert  

Nach Verkündung Inkrafttreten  

02.06.2021 Referentenentwurf 
 

Zweite Verordnung zur Änderung der Medizinprodukte-Abgabeverordnung 
 Diagnostika zur Testung von COVID-19 sollen langfristig Teil einer breiten Teststrategie sein – gilt auch nach 

dem Ende der derzeit geltenden epidemischen Notlage 
nach Verkündung Inkrafttreten 

28.05.2021 Referentenentwurf 
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Verordnung zur Verlängerung der Vereinbarungen zur wirtschaftlichen Sicherung der Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen 
- zustimmungspflichtig - 
 Verlängerung der Regelungen zur coronabedingten Anpassung von Vereinbarungen der Vorsorge- oder 

Rehabilitationseinrichtungen und Krankenkassen bis zum 31.12.2021 
Nach Verkündung Inkrafttreten  

28.05.2021 Zustimmung Bundesrat 

15.03.2021 Referentenentwurf 
 

 

Abgeschlossene Gesetze / Verordnungen -- Corona-Pandemie u. a. 

Erste Verordnung zur Änderung der Coronavirus-Surveillanceverordnung 
 Pflicht zur Übermittlung des sequenzierungsbezogenen Pseudonyms an das RKI wird gestrichen.  
 Anspruch auf Vergütung abhängig von Qualitätsprüfung durch RKI  
11.06.2021 Inkrafttreten 

29.03.2021 Referentenentwurf 
 

Verordnung zum Anspruch auf Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2  
(Coronavirus-Impfverordnung – CoronaImpfV) - Aktualisierung 
 Wegfall der Impfpriorisierung zum 07.06.2021  
 Einbezug der Betriebsärztinnen und Betriebsärzte sowie niedergelassenen Privatärztinnen und Privatärzten als 

Leistungserbringer für die Durchführung der Schutzimpfung  
 Vollständige Erstattung des Bundes der bisher aus Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds und von privaten 

Krankenversicherungen erfolgten Ausgaben aufgrund der Coronavirus-Impfverordnung für das Jahr 2021 
07.06.2021 Inkrafttreten 

19.05.2021 Referentenentwurf 
 

Zweites Gesetz zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze 
 Nachtragungen in einen (digitalen) Impfausweis sollen auch Apothekerinnen und Apotheker vornehmen können 
 Ausweitung der Datenmeldungen an das DIVI-Intensivregister 
 Zahlungen aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds für Corona-Tests und Corona-Schutzimpfungen 

werden für das gesamte Jahr 2021 vollständig durch den Bund erstattet.  
01.06.2021 Inkrafttreten 

28.05.2021 2. Durchgang Bundesrat 

20.05.2021 2./3. Lesung Bundestag  

06.05.2021 1. Lesung Bundestag  

04.05.2021 Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD 

30.04.2021 Kabinettsentwurf für eine Formulierungshilfe der Fraktionen CDU/CSU und SPD 
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Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Regelung weiterer Maßnahmen zur wirtschaftlichen Sicherung 
der Krankenhäuser 
 Möglichkeit für Krankenhäuser, Ausgleichszahlungen zu erhalten, wird bis 15. Juni 2021 verlängert.  
 Möglichkeit von Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, Ausgleichszahlungen für coronabedingte 

Einnahmeausfälle zu erhalten, wird ebenfalls bis zum 15. Juni 2021 verlängert. 
 Keine Verlängerung des Zeitraums, in dem von den Ländern bestimmte Vorsorge- und 

Rehabilitationseinrichtungen als zugelassene Krankenhäuser nach § 108 SGB V gelten. 
01.06.2021 Inkrafttreten 

28.05.2021 Referentenentwurf 
 

 

Abgeschlossene weitere Gesetzgebungsverfahren, zum Teil späteres Inkrafttreten 

Gesetz zur digitalen Modernisierung von Versorgung und Pflege 
(Digitale-Versorgung-und-Pflege-Modernisierungs-Gesetz – DVPMG) 
- zustimmungsfrei -  
 Elektronische Gesundheitskarte (eGK) ab 2023 kein Speichermedium mehr, sondern nur Identifikationsnachweis; 

Ablösung aller kartenbasierten Anwendungen auf der eGK, Integration weiterer Anwendungen in die 
elektronische Patientenakte (DiGA-Daten werden in ePA integriert)  

 Weiterentwicklung e-Rezept (Aufnahme der Rezeptdaten in die ePA, Grenzüberschreitende Nutzung des  
e-Rezepts; Authentifizierungsverfahren durch Kassen für gematik e-Rezept-App) 

 Erstattungsfähigkeit digitaler Pflegeanwendungen 
 Ausbau der Rolle der gematik: Herstellerzulassung (statt Produktzulassung) für TI-Komponenten, Finanzierung 

durch die Kassen in Höhe von 1,50 statt 1 Euro pro GKV-Mitglied ab 01.01.2022 
 Gesetzliche Anerkennung von Solidargemeinschaften als anderweitige Absicherung im Krankheitsfall 
09.06.2021 Inkrafttreten 
28.05.2021 2. Durchgang Bundesrat 
06.05.2021 2./3. Lesung Bundestag 
14.04.2021 Anhörung im Gesundheitsausschuss 

25.03.2021 1. Lesung Bundestag 

05.03.2021 1. Durchgang Bundesrat 

20.01.2021 Kabinettsbeschluss 

16.11.2020 Referentenentwurf 
 

Gesetz über die Ausbildung zur Anästhesietechnischen Assistentin und zum Anästhesietechnischen Assistenten 
(ATA) und über die Ausbildung zur Operationstechnischen Assistentin und zum Operationstechnischen Assistenten 
(OTA) 
- zustimmungspflichtig - 
 Bundeseinheitlich geregelte Ausbildung der Anästhesie- und Operationstechnischen Assistentinnen und 

Assistenten, Vernetzung von theoretischem und praktischem Unterricht mit der praktischen Ausbildung 
01.01.2022 Inkrafttreten  
29.11.2019 2. Durchgang Bundesrat 
07.11.2019 2./3. Lesung Bundestag 
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21.10.2019 Anhörung im Gesundheitsausschuss 
17.10.2019 1. Lesung Bundestag 
20.09.2019 1. Durchgang Bundesrat 
26.06.2019 Kabinettsbeschluss 
16.04.2019 Referentenentwurf 

 

Gesetz zur Reform der technischen Assistenzberufe in der Medizin und zur Änderung weiterer Gesetze 
(MTA-Reform-Gesetz) 
- zustimmungspflichtig -  
 Modernisierung der Ausbildungen zum Medizinisch-Technischen-Assistenten und Anpassung an EU-Recht, 

Abschaffung des Schulgelds für MTA 
 Rechtssicherheit für Notfallsanitäter in der Berufsausübung 
01.01.2023 Inkrafttreten  
12.02.2021 2. Durchgang Bundesrat 

28.01.2021 2./3. Lesung Bundestag 

16.12.2020 Anhörung im Gesundheitsausschuss 

25.11.2020 1. Lesung Bundestag 

06.11.2020 1. Durchgang Bundesrat 

23.09.2020 Kabinettsbeschluss 

25.08.2020 Verbändeanhörung BMG 

31.07.2020 Referentenentwurf 
 


